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Bremen. Eines von bundesweit zwölf aus dem
Bundesprogramm „Utopolis – Soziokultur im
Quartier“ geförderten Modellprojekten
konnte der Verein Kultur vor Ort nach Gröpe-
lingen holen – sehr zur Freude von Kultur-
staatsrätin Carmen Emigholz. Bei „Europa
Zentral“ geht es darum, mit Mitteln der Kunst
und Kultur das Miteinander der Menschen im
Quartier rund um den Liegnitzplatz zu stär-
ken. Das Gebiet ist wie kaum eine andere Bre-
mer Nachbarschaft ein typischer europäischer
Ankommensstadtteil, ist Kultur-vor-Ort-Ge-
schäftsführerin Christiane Gartner überzeugt:
„Menschen aus ganz Europa und anderswo
suchen hier Arbeit und ein besseres Leben,
häufig auch nur für einen begrenzten Zeit-
raum. Aber eine gemeinsame Geschichte oder
ein gemeinsamer Blick fehlen. Jeder kommt
mit seiner eigenen Geschichte an. Das führt
zu einer sprachlichen, ökonomischen, sozia-
len und politischen Fragmentierung des Quar-
tiers.“ Diese Barrieren will das Team um Pro-
jektleiterin Andrea Lühmann mit künstleri-
schen Aktivitäten überwinden und am 17. Au-
gust mit Anwohnern ein Festival auf die Beine
stellen. Über das vierjährige Projekt fließen
fast 450000 Euro nach Gröpelingen.

Stadtentwicklung
durch Kunst

Gute Chancen für das „Irgendwo“
Neustädter Beirat stimmt mehrheitlich für das Open-Air-Festival im Sommer – Anwohner beklagen Lärmbelastung

Bremen. Die Baugenehmigung hat er zwar
noch nicht in der Tasche, trotzdem hat der Ver-
ein Kulturbeutel für die dritte Auflage seines
Sommerfestivals „Irgendwo“ die wohl wich-
tigste Hürde genommen: Mit Jubel und lau-
tem Beifall haben zahlreiche Fans und Ver-
einsmitglieder gefeiert, dass der Neustädter
Beirat nach hitziger Diskussion mehrheitlich
einer Neuauflage des Festivals in Flughafen-
nähe zugestimmt hat.

Die Gegenrede anwesender Anwohnerin-
nen, die erneut ihr Ruhebedürfnis aufgrund
der langen Dauer des Open-Air-Festivals von
Mitte Mai bis Anfang September gefährdet se-
hen, traf nicht bei allen Stadtteilpolitikern auf
Verständnis. „Wer am Flughafen im Sommer
nicht vier nächtliche Partys ertragen kann,
weiß nicht, was eine moderne Großstadt ist“,
sagte der parteilose Wolfgang Meyer für die
Linksfraktion zu den Einwänden. Von der So-
zialdemokratin Conny Rohbeck wurde dies
als „kenntnisfreie Polemik“ kritisiert, die völ-
lig die Tatsache ignoriere, dass die Nachbar-

schaft des Festivals bereits den dritten Som-
mer in Folge einer erheblichen Lärmbelastung
ausgesetzt werde – auch abseits der nächtli-
chen Partys.

„Natürlich begrüßen auch wir das Kultur-
konzept des Vereins und das Engagement der
jungen Leute, aber ein drittes Mal müssen wir
das den Anwohnern einfach nicht zumuten“,
so Jens Oppermann (SPD). Sehr bedauerlich
sei, dass kein anderer Ort für das Festival ge-
funden worden sei. Aus der SPD-Fraktion gab
es daher zwei Gegenstimmen zu dem ansons-
ten positiven Votum des Beirates.

Festivalmacher sind kompromissbereit
Aus Sicht von Johannes Osterkamp (Grüne)
ist das Ruhebedürfnis der Anwohnerinnen
zwar nachvollziehbar, „aber ich kann keine
extrem offene Ablehnung erkennen, sondern
gehe eher von einer großen stillen Akzeptanz
der Anwohner aus, die heute nicht hier sind.“
Er bescheinigte den jungen Festival-Machern,
dass sie sich äußerst kompromissbereit ge-
zeigt und die Interessen der Nachbarschaft
ernst genommen hätten.

Tatsächlich hat der Verein Kulturbeutel die
Dauer des Festivals reduziert und will anstatt
sechs Elektropartys bis in die frühen Morgen-
stunden nur noch vier über den Sommer ver-
teilt steigen lassen. Die Anwohnerinnen kün-
digten dennoch den Klageweg an, sollte die
Baubehörde das Festival genehmigen. Und ge-
nau das wird nun mit dem Beiratsbeschluss
sehr wahrscheinlich, machte ein Vertreter der
Baubehörde während der Sitzung deutlich.
Insbesondere, weil auch die Feuerwehr, Poli-
zei und andere Stellen, die zu dem Vorhaben
Stellung beziehen müssen, bislang keine oder
nur geringe Vorbehalte gegen das Festival ge-
äußert hätten.

Als Fürsprecherin des Festivals meldete sich
im Vorfeld der Abstimmung auch die Vorsit-
zende der Kulturdeputation, Miriam Strunge
(Linke) zu Wort. Das Bürgerschaftsmitglied
verwies auf „die Ausstrahlungskraft des Pro-
jektes weit über die Stadtgrenzen hinaus.“ Aus
Sicht der Kulturdeputation, die den Verein
unterstütze, habe der Verein „in den letzten
Jahren viel dazugelernt und maximale Zuge-
ständnisse gemacht“, so Strunge. Dennoch

seien die wenigen verbliebenen nächtlichen
Partys unter freiem Himmel „Kernelement
ihres Profils“ und daher wichtig für das sehr
weit gefasste Kulturprogramm des Vereins.
Strunge zeigte Verständnis für die Probleme
mit der Fläche, „aber ich versichere Ihnen, das
ist die einzige in Bremen, die geeignet ist.“

Amélie Rösel vom Verein Kulturbeutel
freute sich nach der Sitzung über das Ergeb-
nis: „Es ist supercool, dass wir jetzt ein posi-
tives Statement vom Beirat bekommen ha-
ben.“ Sie hoffe nun, dass die Genehmigung
schnell erteilt wird und die Festivalvorberei-
tungen im April auf dem Gelände an der Ame-
lie-Beese-Straße beginnen können. Ab Mitte
Mai sind erste kleinere Veranstaltungen ge-
plant.

„Wir freuen uns, dass der Beirat nun grünes
Licht für das Festival gegeben hat, das ist die
Voraussetzung für eine Genehmigung gewe-
sen“, sagt Baubehördensprecher Jens Titt-
mann. Wenn der Verein alle Auflagen – insbe-
sondere die zum Lärmschutz – erfülle, sei eine
Genehmigung innerhalb der kommenden drei
Wochen das Ziel.

von Karin Mörtel

Bremen. Ein Bier kunstgerecht zu zapfen,
dauert sieben Minuten. Ein Kaffee zum Mit-
nehmen ist in 15 Minuten getrunken. Zumin-
dest ist das die durchschnittliche Nutzungs-
dauer der Einwegbecher, weiß der Bund für
Umwelt und Naturschutz (BUND). Während
das Bierglas einfach abserviert und gespült
wird, landet der aufwendig hergestellte Be-
cher nach dem letzten Schluck im Abfall oder
in der Landschaft. In Bremen sind das laut
BUND jedes Jahr 18,5 Millionen leere Kaffee-
behälter. Vor mehr als einem Jahr hat die Bre-
mische Bürgerschaft beschlossen, gemein-
sam mit Handels- und Umweltverbänden ein
Mehrwegsystem zu entwickeln. Noch läuft da
– nichts.

Gemessen an der Langlebigkeit der Becher
aus Plastik oder kunststoffbeschichteter
Pappe, sei die Nutzungsdauer der Einweg-
becher „fatal kurz im Verhältnis zu den
Umweltauswirkungen“, sagt Isabelle
Maus vom BUND Bremen. „Es wer-
den viele wertvolle Roh-
stoffe und Energie
verschwendet und
große Abfall-
mengen produ-
ziert.“ Maus en-
gagiert sich für
den Meeres-
schutz, und das
hat durchaus mit
den Bechern und
anderen Einwegver-
packungen zu tun:
Die wissenschaftli-
che Mitarbeiterin
geht davon aus,
dass jährlich zehn
Millionen Tonnen
Müll im Meer landen,
bis zu 80 Prozent da-
von über die Flüsse
oder durch die Luft –
weggetragen vom
Wind, auch aus Bre-
men. Die Deutsche
Umwelthilfe schätzt,
dass sich bei konse-
quenter Nutzung von
Mehrwegbechern etwa
87000 Tonnen Kohlen-
dioxid pro Jahr einspa-
ren ließen.

Zu den Trinkgefäßen
kommen weitere Hin-
terlassenschaften, weiß
Antje von Horn, Spre-
cherin der Bremer Stadt-
reinigung: Picknickreste
oder Kohltourmüll. Die
Menge werde nicht erfasst.
Der Verband Kommunaler
Unternehmen hat schon
2016 festgestellt, dass die
Entwicklung „hin zu To-Go-
Bechern und sonstigem Ein-
weggeschirr” einen enormen
Ressourcenverbrauch zur
Folge habe. „Es schadet der
Umwelt und dem Stadtbild.
Zudem kostet das Sammeln
aus Papierkörben, von der
Straße, aus Gebüschen oder
Parks Zeit und Geld.“ Die Bremer
Stadtreiniger können das bestä-
tigen. Isabelle Maus vom BUND
spricht von bundesweit insge-
samt rund 350000 Tonnen Abfall
aus Einweggeschirr und
To-Go-Verpackungen jährlich.

Auf der Suche nach einem Weg
zum Becherpfandsystem für Bre-
men sind der BUND und die Hand-
werkskammer längst zusammenge-
kommen. Die Kammer stellt fest,
dass Bäckereien und Konditoreien

einem solchen System breite Zustimmung
entgegenbrächten. Die Lebensmittelüberwa-
chung im Lande stellte klar, das Befüllen mit-
gebrachter Gefäße sei unter Beachtung weni-
ger Grundsätze hygienisch unbedenklich.
Mehrere Anbieter von Mehrwegkaffeebe-
chern stellten ihre Modelle vor.

Einen Bremen-Becher gibt es dennoch

nicht. Zwar hat eine Fragebogenaktion des
BUND in der Gastronomie ergeben, dass drei
Viertel der Betriebe mitgebrachte Becher auf-
füllen, 82 Prozent der Kunden einen Deckel
ordern und rund die Hälfte der 14 befragten
Betriebe einen eigenen Mehrwegbecher an-
biete. Auf die gewaltige Menge Einwegbecher
hat das noch keinen durchschlagenden Ein-

fluss.
Hannover beispielsweise hat just die
Vorstellung eines Pfanddeckels für den
städtischen Pfandbecher „Hannocino“
gefeiert. Seit dessen Einführung im
Jahr 2017 sind nach Angaben des Ab-

fallverbandes mittlerweile 50000 Stück
im Umlauf. Das Aufkommen von 20 Mil-
lionen Einwegbechern pro Jahr soll seit-
her um 30 Prozent gesunken sein.

Vor allem in Unternehmen mit vielen
Kunden werde mit erhöhtem Aufwand
durch die Becherrücknahme gerechnet,

stellte die Handwerkskammer Bremen
fest. Um den Vorgang automatisieren

zu können, müssten die wiederver-
wertbaren Gefäße ähnlich gestaltet
sein. Ein „Bremer Bündnis für
Mehrweg“ befindet sich im Auf-
bau.
Dass unterdessen viele Becher

nicht ordentlich entsorgt werden, ist
nicht zu übersehen – und ein Fall für
„Bremen räumt auf“. Umweltsenator
Joachim Lohse (Grüne) lädt gemein-

sam mit der Bremer Stadtreini-
gung, den Stadtwerken

Bremen, dem WE-
SER-KURIER, der

Sparkasse Bre-
men und der
Gewoba zur 17.
Auflage der
Aktion ein. Im
vergangenen
Jahr hatten
14000 Kinder

aus 94 Schulen
und 43 Kindergärten

und Erwachsene aus
etwa 40 Bremer Unter-

nehmen 27 Tonnen Müll
gesammelt.
Freitag, 29. März, ist der

Sammel-Auftakttag der Kin-
der und der Firmen. Tags dar-

auf sind alle anderen an der
Reihe. Der Sonnabend

ist auch der „Tag
des Gewässer-

schutzes“. Ge-
sammelt

wird von
10 bis 13
Uhr an den
Weserter-
rassen, da-
mit Pick-
nickreste

und Geträn-
kebecher gar

nicht erst in
den Fluss und so

in die Nordsee ge-
langen können. Anschlie-
ßend gibt es ein Getränk,
verspricht der BUND. Im

Mehrweggefäß, zum Ansto-
ßen auf das Gemeinschaftswerk.

Auf dem Mehrweg
Wegwerf-Kaffeebecher verursachen in Bremen einen gewaltigen Abfallberg

von Justus randt

„Es werden viele wertvolle
Rohstoffe und Energie

verschwendet.“
Isabelle Maus, BUND Bremen
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Stadt baut einige Angebote um

Bremen. Das Land Bremen hat 2018 im Sozial-
haushalt rund 48 Millionen Euro weniger für
Flüchtlinge ausgegeben als geplant. Diese
Zahl nannte Sozialsenatorin Anja Stahmann
(Grüne) jetzt der Deputation für Soziales, Ju-
gend und Integration. Danach wurden 164 Mil-
lionen Euro statt der im Haushalt eingeplan-
ten 212 Millionen Euro benötigt. Mit weiteren
Einsparungen rechnet sie aber nicht. „Die
Zahl neu ankommender Flüchtlinge stabili-
siert sich, wenn auch auf niedrigerem Niveau.“

Seit 2017 bemüht sich die Stadt Bremen, die
stationären Angebote auch für unbegleitete
Minderjährige zurückzuschrauben. Wegen
des Belegungsrückgangs wurden befristete
Mietverträge beendet, Mobilbauten abgebaut,
Raumkonzepte überarbeitet. Die vorläufige
Bilanz des Sozialressorts: Während es Mitte
2017 noch 860 Plätze in der stationären Unter-
bringung junger Flüchtlinge gab, sank die
Zahl bis Februar 2019 auf rund 200. Darunter
sind auch Objekte, zu deren langjähriger Nut-
zung sich die Stadt verpflichtet hat – beispiels-
weise eine Immobilie an der Stresemann-
straße mit Nutzung bis Herbst 2026. Dabei sei
fraglich, räumt die Sozialbehörde im Bericht
an die Deputation ein, ob der Betrieb auch mit
einem erweiterten Angebot auf Dauer wirt-
schaftlich sein könne. In dem Gebäude be-
treibt der Träger „Bahia“ eine stationäre Clea-
ringstelle für minderjährige Flüchtlinge „mit
äußerst komplexem Hilfebedarf“. Weil diese
Spezialeinrichtung nur noch in wenigen Ein-
zelfällen nötig sei, so die Behörde, plant sie,
das Angebot für andere Kinder und Jugendli-
che in Bremen zu öffnen. Aber selbst dann
werde die Einrichtung wohl nicht dauerhaft
ausgelastet sein. Ein Behördensprecher sagte,
die Entscheidung über die Zukunft der Clea-
ringstelle sei noch nicht gefallen.

Bis 2030 hat sich die Stadt zur Nutzung des
Alten Pumpwerks am Randweg (Oslebshau-
sen) verpflichtet. Ursprünglich sollten dort
ausschließlich unbegleitete Minderjährige
wohnen, nun sieht die Sozialbehörde dort Be-
treuungsmöglichkeiten auch für Bremer Mäd-
chen und Jungen, die das Jugendamt bislang
außerhalb der Stadt unterbringen musste. 52
Plätze sollen bis Jahresende entstehen, zwei
Wohngruppen seien bereits vorhanden. Auch
andere Einrichtungen hätten sich geöffnet.
Ziel sei es, zugewanderte und einheimische
Jugendliche gemeinsam unterzubringen.

Flüchtlingskosten
sinken deutlich

von elKe HoesMann
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Etat 2020: Ausschuss hakt nach

Bremen. Welche finanziellen Spielräume er-
öffnen sich für Bremen im kommenden Jahr
tatsächlich und welche stehen möglicher-
weise nur auf dem Papier? Im Haushalts- und
Finanzausschuss der Bürgerschaft (Hafa)
wurde hierüber am Freitag diskutiert. Den An-
stoss lieferte ein Bericht in der Freitagsaus-
gabe des WESER-KURIER, in dem auf erwar-
tete Mindereinnahmen und Vorabbelastun-
gen im Etat 2020 hingewiesen wurde. In der
Summe könnten sie die Möglichkeiten für die
geplanten Zukunftsinvestitionen arg be-
schneiden.

Finanzsenatorin Karoline Linnert (Grüne)
sagte, für eine exakte Bestimmung der Spiel-
räume im Jahr 2020 sei es noch zu früh. Unter
anderem sei die Steuerschätzung im Mai ab-
zuwarten. Eines sei jedoch klar: „Es hat nicht
einen Tag gegeben, an dem unser Haus be-
hauptet hat, dass die vollen 487 Millionen
Euro, die wir vom Bund bekommen, schon
2020 in vollem Umfang zur Verfügung stehen.“
Die Finanzbehörde habe die bestehenden und
absehbaren Vorbelastungen des Etats für das
kommende Jahr nach bestem Wissen und Ge-
wissen aufgelistet und für die Haushälter der
Bürgerschaft aufbereitet. Auch künftig werde
Bremen sparsam wirtschaften und manches
Wünschenswerte „schieben, strecken, strei-
chen“ müssen.

Dem Ausschussvorsitzenden Jens Eckhoff
(CDU) war das zu vage. Er fragte bei einigen
Etatpositionen konkret nach. Linnerts Haus-
haltsdirektor Holger Duveneck bestätigte mit
seinen Antworten mehrere Angaben aus der
Berichterstattung des WESER-KURIER. So
etwa den Umstand, dass bei der Spitzabrech-
nung der Flüchtlingskosten mit dem Bund
und dessen Zahlungen für unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge 2019 noch günstige Ef-
fekte auftreten, die es 2020 nicht mehr geben
wird. Allein diese Position macht laut Duve-
neck rund 60 Millionen Euro aus. Auf Einnah-
meverschlechterungen müsse sich Bremen
beispielsweise auch durch gesetzliche Ände-
rungen beim Familienlastenausgleich einstel-
len. Bei anderen bundesgesetzlichen Neue-
rungen seien die Auswirkungen auf Bremen
„vom Effekt her noch unklar“.

In der Debatte monierte Eckhoff, dass sol-
che Punkte in der bisherigen Unterrichtung
der Haushaltspolitiker durch die Finanzpoli-
tiker nicht aufgetaucht seien. „Ich hätte mir
gewünscht, dass die Risiken vollumfänglich
abgebildet werden“, so der Ausschussvorsit-
zende. Arno Gottschalk (SPD) sagte ähnlich
wie die Senatorin, es habe niemand je bestrit-
ten, dass es Vorbelastungen für den Haushalt
2020 gebe. Das sah Hauke Hilz (FDP) anders.
In der öffentlichen Debatte sei vonseiten der
rot-grünen Koalition „sehr wohl suggeriert
worden“, dass sich für Bremen ab 2020 sehr
viel größere finanzielle Spielräume eröffnen.

Debatte über
Haushaltsrisiken

von Jürgen tHeiner

Bremen. Die Polizei Bremen hat in der Nacht
zu Donnerstag zwischen 1 und 5 Uhr eine Ge-
schwindigkeitskontrolle in der Habenhauser
Brückenstraße stadtauswärts durchgeführt.
Insgesamt wurden 50 Fahrzeuge gemessen,
wie die Beamten am Freitag mitteilten. Ergeb-
nis waren acht Geschwindigkeitsverstöße. Die
gemessene Spitzengeschwindigkeit eines 25
Jahre alten BMW-Fahrers betrug 119 Stunden-
kilometer bei erlaubten 50 Stundenkilome-
tern. Etwas langsamer, aber immer noch deut-
lich zu schnell war ein Taxifahrer. Er ging den
Beamten mit 89 Stundenkilometern in die
Falle. Laut Polizei war der Taxifahrer unein-
sichtig und verweigerte zunächst die Heraus-
gabe seiner Papiere. Auf beide Fahrer kom-
men nun mehrmonatige Fahrverbote sowie
hohe Geldbußen zu.
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